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Stellensperren 
für das Jahr 1978 
In einem Erlaß vom 10. April hat der Hessische Kultusminister 
die Stellenbewirtschaftung für wissenschaftliches bzw. Lehrper­
personal im Haushaltsjahr 1978 geregelt. Danach werden wieder­
um die Stellen verschiedenen Kategorien zugeordnet und ent­
sprechend unterschiedlich behandelt. Mit Erlaß vom gleichen 
Tage hat der Kultusminister für die Universität Frankfurt rund 
ein Drittel, das sind 43, der bis zum 31. Dezember.1977 gesperrten 
Stellen zur Besetzung freigegeben. Die übrigen noch gesperrten 
Stellen sollen zum Wintersemester 1978/79 zur Verfügung stehen. 

Der bisherige Minusbereich 
wurde in Minusbereich und 
Nullbereich-Strukturprüfung 
aufgeteilt. Alle im Jahr 1978 
freigewordenen bzw. freiwer­
denden Stellen dieser Berei­
che sind gesperrt. Über Aus­
nahmen entscheiden wie bis­
her im Einvernehmen der 
Hessische Kultusminister und 
der Hessische Finanzminister. 
Die Fächer Judaistik, Musik­
wissenschaften (einschließlich 
Musikpädagogik) und Volks­
kunde wurden dem Nullbe­
reich-Strukturprüfung zuge-

Die nächste Ausgabe von 
UNI-REPORT 
erscheint am 16. Mai. Re­
daktionsschluß ist heute um 
12 Uhr. 
"Uni-Report" steht im Rah­
men seiner NIöglicb.keiten 
allen Universitätsmitglie­
dern für Veröffentlichun­
gen zur Verfügung. 

ordnet. Diese Fächer gehörten 
bisher zum Nullbereich mit 
Grenzwert. 
Die dem Nullbereich zugeord­
neten Stellen werden gesperrt, 
wenn ihre Zahl die für die 
einzelnen Einheiten angegebe­
nen Grenzwerte überschreitet. 
Wird der Grenzwert nicht er­
reicht, sind die Stellen wie­
derbesetzbar. Die Regelung 
gilt auch für Stellen für Leh­
rer als Pädagogische Mitar­
beiter. Dieser Bereich wurde 
neu in die Stellenbewirtschaf­
tung aufgenommen. In den 
Fächern Biochemie, Biologie, 
Chemie und Pädagogik wurde 
der Grenzwert neu festgesetzt. 

eine andere Verwendung be­
schließt. Der Kultusminister 
geht davon aus, daß diese 
Stellen (einschließlich Hilfs­
kräfte) im Sinne der Um­
strukturierung der Ausbil­
dungskapazität verwendet 
werden. 
Der Kultusminister kann die 
dem Minus- und dem Nullbe­
reich zugeordneten gesperrten 
Stellen zur Verwendung im 
Plusbereich oder in den zen­
tralen Dienstleistungseinrich­
tungen freigeben. 

Minusbereich 
Anglistik, Germanistik, Geo­
graphie, Geschichtswissen­
schaften, Pädagogische Psy­
chologie, Romanistik. 

Nullbereich-Strukturprüfung 
Archäologie/K unstwissen­
schaft, Geologie, Geophysik/ 
Meteorologie, Gesellschafts-
wissenschaften, Geschichte 
der Naturwissenschaften, In­
dogermanistik, Judaistik, 
Klassische Philologie, Kristal­
lographie/Petrologie/Lager-
stä ttenkunde, Musikwissen­
schaft, Orientalistik, Ostasia­
tische Sprachen und Kulturen, 
Slawistik, Volkskunde. 

Nullbereich mit Grenzwert 
Biochemie 9, Biologie 76, Che­
mie 88, Didaktisches Zentrum 
12, Evangelische Theologie 12, 
Katholische Theologie 12, Ma­
thematik 65, Pädagogik 67, 
Philosophie 16, Rechtswissen­
schaft 92, Wirtschaftswissen·­
schaften (Fachbereich 2) 138. 

Plusbereich 
Informatik, Lebensmittelche­
mie, Ökonomie, Pharmazie, 
Physik, Poly technik/ Arbeits­
lehre, Psychologie, Sportwis­
senschaft. 

Vier Studienplätze für Humanmedizin mußten laut Gerichtsbeschluß unter 440 Bewerbern VOll 

der Universität Frankfurt ausgelost werden (s. Bericht auf dieser Seite). Foto: Heisig 

Neuer Studiengang geplant 

Film -Theater -Fernsehen 
An der Universität Frankfurt soll es demnächst einen neuen 
Studiengang für Theater-, Film- und Fernsehwissenschaften ge­
ben. Der Ständige Ausschuß 11 für Organisationsfragen hat auf 
seiner Sitzung am 27. April 1978 dem Antrag auf Einrichtung 
einer Gemeinsamen Kommission für diesen Bereich zugestimmt. 
Über die Besetzung dieser Kommission wollen sich die Fach­
bereiche 9, Klassische Philologien und Kunstwissenschaften, 10, 
N euere Philologien, und 3, Gesellschaftswissenschaften, einigen. 

Studiengänge für Theater­
und/oder Film- und Fernseh­
wissenschaft gibt es zur Zeit 
nur an den Universitäten Ber­
lin (Institut für Theaterwis­
senschaft), Köln (Institut für 
Theater-, Film- und Fernseh­
wissenschaft) und München 
(Institut für Theaterwissen­
schaft). 
Das Fehlen von entsprechen­
den Studienmöglichkeiten an 
den hessischen Hochschulen 
wird von vielen Hochschul-

lehrern und Studenten seit 
langem als ein gravierender 
Mangel innerhalb der beste­
henden curricularen Lehran­
gebote sowie auf dem Felde 
der kultur- und medienwis­
senschaftlichen Forschung 
empfunden. 

ziehung zu den verschiedenen 
Gebieten der Theater-, Film­
und Fernsehwissenschaft ha­
ben. Dies kommt u. a. in 
Lehrveranstaltungen zum 
Ausdruck, die Themen aus 
dem Gebiet der Theater-, 
Film- und Fernsehwissen­
schaft behandeln oder mit be­
handeln und bei den Studen­
ten stets auf starke Nachfrage 
stoßen. Dieses Lehrpotential 
bei der Fachbereiche stellt eine 
sinnvolle Ergänzung für einen 
eigenen systematisch q.ufge­
bauten Studiengang Theater-, 
Film- und FernsehwIssen­
schaft dar. 

Die dem Plusbereich zugeord­
neten Stellen können in der 
jeweiligen Einheit wiederbe­
setzt werden. 
Die ab 1. 1. 1978 freien oder 
im weiteren Verlauf des' 
Haushaltsjahres 1978 freiwer­
denden Stellen des Verwal­
tungs- bzw. Technischen Per­
sonals sind besetzbar, sofern 
nicht der Ständige Ausschuß 
für Ha ushal tsangelegenhei ten 

Vier Studienplätze für 
Humanmedizin ausgelost 

Die Notwendigkeit eines thea­
ter-, film- und fernsehwissen­
schaftlichen Studienganges 
ergibt sich zunächst aus der 
ständigen Ausweitung me­
dienwissenschaftlicher For­
schung und Ausbildung sowie 
aus den zum Teil davon ab­
hängigen neu entstandenen 
Berufsfeldern. Sie ergibt sich 
außerdem aus dem Bedürfnis, 
die bislang über alle kultur­
wissenschaftlichen Fächer 
verstreute Beschäftigung mit 
Theater, Film und F.ernsehen 
zu koordinieren und in einem 
Studiengang zusammenzufas­
sen. 

Darüber hinaus bestehen in­
terdisziplinäre Verbindungen 
mit den Fächern der Fachbe­
reiche 3, 4, Erziehungswissen­
schaften, und 5, Religionswis­
senschaften. Dementsprechend 
bekundete eine Reihe von Ver­
tretern anderer Fachgebiete im 
Hinblick auf bestimmte The­
men bereits ihr Interesse an 
der Einrichtung eines solchen 
Studiengangs (Sozialwissen-
schaften, Schulpädagogikl 

Psychoanalyse). 
Der Fachbereichsrat 3 hat be­
reits einstimmig seine Beteili­
gung an einem medienwissen­
schaftlichen Studiengang be­
schlossen. Dieser Fachbereich 
erwägt außerdem im Rahmen 
seiner Studienordnungsdiskus­
sion die Einrichtung eines 
Studienschwerpunktes "Medi­
en, Kommunikation/Öffent­
lichkeit" und will eventuell 
eine seiner Stellen für wissen­
schaftliche Mitarbeiter diesem 
Schwerpunkt zuordnen. 

.Dritte Lesung 
Ende Mai 
Nach der zweiten Lesung am 
28. April wurden die Gesetz­
entwürfe der Regierungskoali­
tion zur Anpassung des Hessi­
schen Hochschulrechts an das 
Hochschulrahmengesetz des 
Bundes und der CDU-Entwurf 
für ein Universitäts gesetz 
wiederum an den kulturpoliti­
schen Ausschuß des Landta­
ges überwiesen. Ende Mai ist 
die dritte Lesung und Abstim­
mung über die Gesetzentwür­
fe im Landtag vorgesehen. 

Das Verwaltungs gericht 
Frankfurt hat in einem Be­
schluß vom 14. April festge­
stellt, daß die Universität 
Frankfurt in diesem Sommer­
semester statt nur 198202 Stu­
denten für den Studiengang 
Humanmedizin im ersten Se­
mester aufnehmen kann (AZ: 
V/3-G 1038/77). Insgesamt hat­
ten 440 Bewerber beim Ver­
waltungsgericht beantragt, im 
Wege der einstweiligen An­
ordnung zum Medizinstudium 
zugelassen zu werden. 
Das Gericht verpflichtete die 
Universität, unter diesen 
Bewerbern eine Rangfolge aus­
zulosen und die Bewerber auf 
den Plätzen 1 bis 4 zuzulassen. 
Die Verlosung hat am 25. 
April stattgefunden. 

Zu der geringfügig erhöhten 
Kapazität gegenüber den Be­
rechnungen der Universität 
gelangte das Gericht, weil es 
die Reduzierungen der Lehr­
verpflichtung von zwei Hoch­
schullehrern nicht anerkann­
te. Diese Reduzierungen seien 
nicht durch die Kapazitätsver­
ordnung von 1977 gedeckt. 
Ungeprüft ließ das Verwal­
tungsgericht die von einigen 
Antragstellern erhobenen 
grundsätzlichen Bedenken ge­
gen die Rechtsgültigkeit der 
Kapazitätsverordnung. Die 
Bedenken richten sich vor­
nehmlich gegen das Richt­
wertverfahren. Die Verord­
nung ist zur Zeit Gegenstand 
von Normenkontrollverfahren, 
u. a. in Hessen und Baden­
Württemberg. 

Auf der Grundlage dieser 
skizzierten Gegebenheiten und 
der von einem Beratergre­
mium der Dekane der Fachbe­
reiche 9 und 10 in den vergan­
genen Monaten angestellten 
Vorüberlegungen und entspre­
chenden Diskussionen in den 
Fachbereichsräten bean trag­
ten die Fachbereiche 9 und 10 
die Einrichtung eines Studien­
ganges Theater-, Film- und 
Fernsehwissenschaft an der 
Johann Wolfgang Goethe-Uni­
vers i tä t Frankfurt am Main. 
Das Interesse an einem derar­
tigen Studiengang besteht vor 
allem in diesen beiden Fach­
bereichen, da hier nahezu 
sämtliche Fächer mehr oder 
weniger eine inhaltliche Be-

Die Voraussetzungen für die 
Ansiedlung der Theater-, 
Film- und Fernsehwissen­
schaft in Frankfurt sind 
denkbar günstig. 
Im Raum Frankfurt/Wiesba­
den/Darmstadt besteht eine 
Konzentration von Theatern, 
Funk- und Fernsehanstalten. 

Frankfurt a. M.: Städtische 
(Fortsetzung auf Seite 2) 
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Film -Theater 
(Fortsetzung von Seite 1) 
Bühnen (Opern, Schauspiel, 
Kammerspiel), Fritz-Remond­
Theater im Zoo GmbH., Die 
Komödie, Theater am Turm, 
Theater der Jugend, Die Ka­
takombe, Theater für Kinder 
(Atelier am Zoo), Volkstheater 
Frankfurt (im Kantatesaal), 
Die Maininger (Frankfurter 
Resistenz-Theater, Die 
Schmiere; häufige Gastspiele 
in der Jahrhunderthalle 
Höchst. 
- Darmstadt: Staatstheater 
(Großes Haus, Kleines Haus, 
Werkstattbühne), Theater ' am 
Platanenhain, Zimmertheater. 
- Wiesbaden: Hessisches 
Staatstheater (Großes Haus, 
Kleines Haus, Studio). 
- Frankfurt a. M.: Hessischer 
Rundfunk. 
- Mainz: Zweites Deutsches 
Fernsehen. 

-Fernsehen 
und Medienwissenschaft ver­
stehen, d. h. es sollte allein 
schon aufgrund der inneruni­
versitären Voraussetzungen 
inhaltlich möglichst breit an­
gelegt sein und die Geschichte 
des Theaters (seit der Antike), 
des Films, des Fernsehens und 
des Funks und zwar unter 
historischen, theoretischen, 
pragmatischen, analytischen 
und praktischen Aspekten, 
behandeln. 
Demzufolge müßte für das 

. Studium des Faches einerseits 
ein interdisziplinäres Curricu­
lum entwickelt und anderer­
seits Schwerpunktmöglichkei­
ten nach der theater-, film-, 
fernseh- oder hörfunkwissen­
schaftlichen Seite hin vorge­
sehen werden. 

Belegfrist endet 
am 12. Mai 1978 
Im Sommersemester 1978 
findet das Belegen bis zum 
12. Mai statt. Sämtliche 
Lehrveranstaltungen, die 
ein Studierender besucht, 
müssen mit Angabe der 
Vorlesungsnummer in das 
Belegformular eingetragen 
werden. 
Die Formulare werden im 
Hauptgebäude, Merton­
straße, Raum 29 B (gegen­
über dem Studentensekre­
tariat) ausgegeben. Das Ori­
ginal wird in den bereit-

, stehenden Kasten geworfen, 
die gelbe Kopie als Be­
standteil des Studienbuches 
in dieses eingeheftet. Der 
Belegbogen muß gründlich 
und sorgfältig ausgefüllt 
werden. 

UNI-REPORT 

. Personalien I 
Gesellschaftswissenschaften 

Prof. Dr. Eike Hennig war 
vom 27.2. - 3.3. 1978 mit Un­
terstützung der DFG im Rah­
men des Abkommens zwi­
schen DFG und dem briti­
schen Social Science Research 
Council zu Forschungszwek­
ken in Oxford und London. 
Auf Einladung des St. Antonys 
College der Universität Ox­
ford referierte er am 28. 2. 
1978 im Rahmen eines Gradu­
ierten-Seminars zum Thema 
"Nazi Public Relations, 
1930-1933; A Comparative 
Study of Nazi, Social Demo­
cratic and Communist Public 
Relation Techniques"; im 
Rahmen dieses Vortrags er­
folgte eine Information über 
die Konzeption des Proj ekts 
",Faschistische Öffentlichkeit" , 
das in Frankfurt bearbeitet 
wird. 

Einrichtungen wie das Kom­
munale Kino in Frankfurt 
(mit dem Filmarchiv der Stadt 
Frankfurt, Sammlung Sauer­
länder), die Staatliche Landes­
bildstelle in Frankfurt und der 
Landesfilmdienst in Wiesba­
den (mit Filmarchiv) bieten 
reichhaI tiges Arbei tsma terial 
an. 

Theaterprogrammhefte und 
alle theatereigenen Publika­
tionen im Gebiet der Bundes­
republik Deutschland seit 
1970. Außerdem werden in der 
UB als weitere Sonders am­
melgebiete, ebenfalls im größ­
ten Umfang, die Fächer Deut­
sche Sprache und Literatur 
sowie Allgemeine und verglei­
chende Sprach- und Litera­
turwissenschaft betreut, so 
daß auch von der literatur­
wissenschaftlichen Seite das 
Sondersammelgebiet Theater­
wissenschaft ideal abgerundet 
wird. Schließlich sind ein vor­
züglicher Altbestand an Mono­
graphien, Zeitschriften und 
Theaterzetteln des 19. Jahr­
hunderts, eine Portrait- und 
eine Librettosammlung vor­
handen. Gut dokumentiert 
durch die beiden Nachlässe des 
Intendanten Weichert und des 
Bühnenbildners Sievert wird 
das Theater der zwanziger Jah­
re in Frankfurt, das neben 
Berlin die führende Rolle im 
deutschen expressionistischen 
Theater spielte. 

Prof. Gerhard Kleiner t Klassische Philologie und 
Kunstwissenschaften 

Die Stadt- und Universitätsbi­
bliothek verfügt über eine ei­
gene thea terwissenschaftliche 
Sammlung mit einem Spezial­
lesesaal und allen einschlägi­
gen Lexika und Hanqbüchern. 
Im Auftrag der DFG betreut 
die UB seit 1950 als zentrale 
Sammelstelle für die gesamte 
Bundesrepublik das "Sonder­
sammelgebiet Theaterwissen­
schaft" (mit Film, Funk und 
Fernsehen) mit dem Ziel, für 
die überregionale Versorgung 
der deutschen Forschung die 
gesamte wissenschaftlich rele­
vante Literatur des In- und 
Auslandes zu erwerben. Die 
Abteilung ist bemüht, sy­
stematisch und so umfassend 
wie möglich zu erwerben: alle 
Monographien und Zeitschrif­
ten des In- und Auslandes 
seit dem Erscheinungsjahr 
1930, die deutschsprachigen 
Bühnenmanuskripte seit 1945, 
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Im Musikwissenschaftlichen 
Institut der Universität ent­
steht im Rahmen eines For­
schungsprojekts seit e1mgen 
Jahren eine umfangreiche, in 
der Bundesrepublik einzigar­
tige Librettosammlung. 

Das Fach Theater-, Film- und 
Fernsehwissenschaft in 
Frankfurt sollte sich in Lehre 
und Forschung als Kultur-

Berufsverband 
der Hochschul­
sekretärinnen 
Im Mai 1977 wurde in Hanno­
ver - hervorgehend aus dem 
Arbei tskreis Institu tssekretä­
rinnen der T.echnischen Uni­
versität Hannover und der In­
teressengruppe Hochschulse­
kretärinnen der Medizinischen 
Hochschule Hannover - der 
Berufsverband der Hochschul­
sekretärinnen e. V. gegründet. 

Vordringliches Ziel des Ver­
bandes ist die Formulierung 
und Durchsetzung spezieller 
Tätigkeitsmerkmal für "Hoch­
schulsekretärinnen" und da­
mit die Schaffung einer ein­
deutigen Berufsbezeichnung, 
die eine gerechte Eingruppie­
rung selbstverständlich wer­
den läßt. Ferner geht es dem 
Verband um spezielle Aus­
und Wei terbildungsmöglich­
keiten für diese Berufsgruppe 
und um die Erhaltung der 
qualifizierten Arbeitsplätze. 

Für Interessierte nachstehe~d 
die Anschrift des Verbandes: 

Berufsverband der Hochschul­
sekretärinnen e. V., ' Postfach 
703, 3000 Hannover 1. 

Am 26. April ist Gerhard 
Kleiner gestorben, von 1956 
bis zu seiner Emeritierung im 
Jahre 1973 Ordinarius fÜf 
Klassische Archäologie an der 
Johann Wolfgang Goethe-Uni­
versität. In seiner Amtszeit 
wurde die archäologische 
Lehrsammlung - Gipsabgüsse 
von Skulpturen und originale 
Werke der Keramik und 
Kleinkunst - erneuert und in 
den Neubau Gräfstraße 74-76 
in zwei eigens dafür herge­
richteten Räumen unter dem 
Dach ansehnlich wie in einem 
öffentlichen Museum aufge­
stellt. Die große alte Gips­
sammlung der Universität 
hatte der letzte Krieg zerstört. 

Kleiner war Archäologe 
kunstgeschich tlicher Prägung. 
Seine unter Buschor in Mün­
chen entstandene Dissertation 
(erschienen 1942) über die 
Terracottafiguren aus Tanagra 
ist zu einem unerschöpflichen 
Lehrbuch über hellenistische 
Plastik geworden. Der schwie­
rigen und vielschichtigen Epo­
che des Hellenismus, eine der 
schwierigsten der Kunstge­
schichte überhaupt, hat Klei­
ner auch seine Habilitations­
schrift (kurz vor Kriegsende 
bei Rodenwaldt in Berlin) und 
viele weitere Studien gewid­
met und aus dieser Sicht auch 
über Michelangelo ein Buch 
geschrieben. 
Kleiners Laufbahn führte 
über das Pergamonmuseum in 
Berlin und das Deutsche Ar­
chäologische Institut in Istan­
bul auf den Frankfurter Lehr­
stuhL Von hier übernahm er 
1958 die Leitung der deut­
schen Grabung in Milet, mit 
der er schon in der Türkei 
verbunden war. 
Museum, Auslandsinstitut, 
Universität und Grabung -
diese Spannweite ist auch für 

Kleiners Forschungen charak­
teristisch. In Milet hatte es 
der Kenner der Plastik und 
des Hellenismus vor allem mit 
den Resten der archaischen 
Stadt und ihren mykenischen 
und minoischen Vorläufern 
und mit Problemen der Topo­
graphie und Architektur zu 
tun, zu schweigen von der Be­
wäl tigung der technischen 
und organisatorischen Aufga­
ben eines Ausgräbers, die in 
Milet besonders schwierig 
sind. 
Kleiners Weg zu der älteren 
Geschichte des Mittelmeerge­
bietes hatte für Frankfurt un­
ter anderem die Schaffung ei­
ner Professur für Vorderasia­
tische Archäologie zur Folge, 
die inzwischen auch an unse­
rer Universität als ein eigenes 
Studienfach anerkannt ist und 
zahlreiche Doktoranden hat. 
Kleiners wissenschaftliche 
Heimat ist also immer mehr 
Kleinasien in allen Epochen 
des Altertums geworden. Die­
se Interessen haben das heuti­
ge Archäologische Institut der 
Universität und viele Schüler 
geprägt, die sich dank ihrer 
Ausbildung in Frankfurt um 
ihre Zukunft kaum zu sorgen 
brauchten. 
Um sich ganz der Grabung in 
Milet widmen zu können, hat­
te Kleiner sich vor fünf Jah­
ren zur ersten möglichen Zeit 
emeritieren lassen. Aber es 
war ihm nicht vergönnt, sei­
nem Lebenswerk weiter zu 
dienen. Ein Schlaganfall in 
Milet hat seinen Körper in ei­
nen erschütternden Zustand 
versetzt, aus dem er jetzt er­
löst worden ist. Geist, Lebens­
wille und Zuversicht des tat­
kräftigen, imponierenden, oft 
unbequemen Mannes und For­
schers waren bis zuletzt unge­
brochen geblieben. 

Hans v. Steuben 

Prof. Dr. Wolfqlm Prinz 
nimmt auf Einladung des 
Centre d'Etudes Superieures 
de la Renaissance de l'Univer­
site de Tours vom 8. bis 11. 
Mai 1978 an einem Koloquium 
über "Les chäteaux disparus 
de la Renaissance" mit- einem 
Beitrag über "Challuau et La 
Muette" teil. 

Dr. Schmidt-Polex t 

Foto: Bopp 

Dr. Hans W. Schmidt-Polex, 
Ehrensenator der Johann 
Wolfgang Goethe-Universität, 
ist am 8. 3. 1978 gestorben. Dr. 
Schmidt-Polex hatte sich nach 
dem 2. Weltkrieg wesentlich 
für den Wiederaufbau der 
Universität eingesetzt. Durch 
seine Initiative konnten die 
Vereinigung der Freunde und 
Förderer der Universität 
und die Paul-Ehrlich-Stiftung 
ihre Arbeit wieder aufneh­
men. 
Für seine Verdienste verlieh 
ihm die Universität 1953 die 
Würde eines Ehrenbürgers 
und 1957 die Würde eines Eh­
rensenators. 

Im Fachbereich 21 (StUdiengang Poly technik/Arbeitslehre) 
ist die Stelle einer 

VERWALTUNGSANGESTELLTEN 

Im Fachbereich Wirtschaftswissenschaften (Institut für 
Statistik und Mathematik) ist ab l. Juli 1978 für zunächst drei 
Jahre die Stelle eines 

Im FachbereiCh Physik der Johann Wolfgang Goethe-Uni­
versität Frankfurt am Main ist die Stelle eines 

DEKANATS BEAMTEN " 
(BAT VIb) 

zum l. Juli 1978 oder früher zu besetzen. Die Aufgabe besteht 
in der selbständigen Erledigung aller üblichen Sekretariats­
arbeiten. Die Eingruppierung erfolgt nach den Tätigkeits­
merkmalen des BAT. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden bis zum 
10. Mai 1978 an den Vorsitzenden der Gemeinsamen Kommis­
sion zur Einführung des Studiengangs Poly technik/Arbeits­
lehre, Herrn Prof. Dr. H. D. Schlosser, Senckenberganlage 31, 
6000 Frankfurt am Main 90, erbeten. 

Das Unterprojekt des MOdellversuchs Studienberatung an 
der Johann Wolfgang Goethe-Universität hat zum l. Juni 1978 
folgende Stelle zu besetzen: 

1 STUDIENBERATUNGSMENTOR 
Schwerpunkt: Rechtswissenschaften 
Der (die) Bewerber(in) sollte in der Mitte des eigenen stu­
diums stehen, möglichst über eigene Beratungserfahrungen 
verfügen und die Bereitschaft haben, seine/ihre Aufgaben in 
Zusammenarbeit mit dem Mentorenteam wahrzunehmen. Der 
Arbeitsvertrag kann zunächst für ein halbes Jahr ausgestellt 
werden. 
Arbeitszeit: 40 Stunden n. V. pro Monat a 13,- DM 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen richten Sie bitte 
bis zum 24. Mai 1978 an den Leiter der Abteilung für Studen­
tische Angelegenheiten, Herrn Schumacher, Mertonstraße 17, 
(Telefon 798-29 78) 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT 11 a) 

zu besetzen. 
Das AUfgabengebiet umfaßt wissenschaftliche Dienstleistun­
gen zur Organisation, Vorbereitung und Durchführung von 
Forschung und Lehre gern. § 45 HUG. 
Der künftige Stelleninhaber soll eine abgeschlossene volks­
wirtschaftliche oder betriebswirtschaftliche Hochschulaus-

00000000000000000000000000000000000 
Schwerbehinderte werden bei gleicher Qualifikation bevor­
zugt. 

00000000000000000000000000000000000 

bildung und besondere Kenntnisse und Fähigkeiten auf dem 
Gebiet der theoretischen und praktischen Statistik besitzen. 
Dem Bewerber wird im Rahmen der bestehenden Möglich­
keiten die Gelegenheit zu eigener wissenschaftlicher Arbeit 
gegeben. 
Bewerbungen sind qis spätestens 14 Tage nach Erscheinen 
dieser Ausschreibung zu richten an: 
Institut für Statistik und Mathematik, Prof. Dr. H . Grohmann, 
Mertonstraße 17-25, 6000 Frankfurt am Main. 

(A 10 HBesG) 
zum l. Juni 1978 zu besetzen. 
Von den Bewerbern werden gute verwaltungsmäßige Grund­
kenntnisse, schnelle Auffassungsgabe, organisatorische Fähig­
keiten sowie die Bereitschaft zu möglichst selbständiger Mit­
arbeit erwartet. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden bis späte­
stens 3 Wochen nach Erscheinungsdatum erbeten an den 
Dekan des Fachbereichs Physik, Johann Wolfgang Goethe­
Universität, Gräfstraße 39,6000 Frankfurt am Main. 

Die Akademie der Arbeit in der Universität Frankfurt am 
Main sucht qualifizerte 

MITARBEITERIN FtJR DAS SEKRETARIAT 
Neben guter Allgemeinbildung sind Kenntnisse in sten<?­
graphie und Maschinenschreiben, aber auch in bürotechm­
schen Arbeiten erwünscht. Hauptaufgabe wird das Schreib.en 
von Texten wissenschaftlicher und pädagogischer Natur selll. 
Bezahlung zunächst nach BAT VII; bei Bewährung ist eine 
Höhergruppierung möglich. Daneben werden die üblichen 
Leistungen des öffentlichen Dienstes (einschließlich einer 
zusätzliche Altersversorgung bei der VBL) erbracht. 
Bewerbungen sind an den Leiter der Akademie der Arbeit zu 
richten. Weitere telefonische Auskünfte erteilt die Verwal­
tung der Akademie der Arbeit, Mertonstraße 30, 6000 Frank­
furt am Main, Telefon 77 50 81 - 77 26 92. ' 
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Initiative für Rudolf Bahro lyse, die u. a. darauf hinweist, 
daß die Durchführung der , 
Kulturrevolution ansteht, um 
die "massenhafte Überwin­
dung der Subalternität" vor­
anzutreiben und den Durch­
gang allgemein gesellschaftli­
eber Interessen durch ausge­
prägte bürokratische Sonder­
interessen aufzuheben. 

release hirn for a few days to 
participate in a public session 
of the Tribunal to be held in 
1978?" 

Mit einem offenen Brief ha­
ben sich Mitte Februar 110 
Frankfurter Wissenschaftler 
an den Innenminister der 
DDR, Generaloberst F. Dickei, 
und - über diesen - an die 
zuständige Staatsanwaltschaft 
gewendet, um für sofortige 
Aufhebung der Freiheitsbe­
schränkungen Robert Have­
manns und die unverzügliche 
Freilassung des wegen angeb­
licher Spionage inhaftierten 
Rtldolf Bahro zu plädieren. 
Ferner wurde um eine Be­
suchsgenehmigung gebeten, 
damit sich eine Delegation 
über die Haftbedingungen 
Bahros informieren kann. 
Bahro ist seit August vergan­
genen Jahres inhaftiert, ohne 
daß es bis jetzt zuverlässige 
Nachrichten über seinen Ver­
bleib und seinen Gesundheits­
zustand geben würde. , 

Der offene Brief ist am 8. 2. 
in dieser Zeitschrift und am 
27. 2. 1978 in der "Frankfurter 
Rundschau" veröffentlicht 
worden. Die Unterzeichner 
treten dafür ein, daß in der 

, DDR Gedanken- und Wissen­
schaftsfreiheit gewährt wird. 
Havemann und Bahro sollen 
in der DDR die Chance öf­
fentlicher Präsentation ihrer 
Vorstellungen zur Diskussion 
der Perspektiven eines "de­
mokra tischen Sozialismus" 
bzw. der Kritik am "verwal­
teten Sozialismus" erhalten. 

"Fehlentwicklungen" in der 
DDR müssen kritisierbar sein, 
und die offene Kritik darf 
nicht als Spionage bestraft 
werden, wie dies im Falle 
Bahros geschehen ist. Die 
Durchsetzungschance "demo­
kratisch sozialistischer" Posi­
tionen in der Bundesrepublik 
Deutschland hängt auch da­
von ab, ob in der DDR Kritik 
an der "ideologischen Siche­
rung der politbürokrati­
schen Vormundschaft über 
die Gesellschaft" (Bahro) ge­
übt werden kann, ob also der 
reale Sozialismus Raum für 
die Realität demokratischer 
Interessenartikulation und 
Politikbeeinflussung läßt. 

Aus diesem Grund wird in 
dem offenen Brief - wegen 
der Unteilbarkeit solcher 
Freiheitsrechte - auch darauf 
hingewiesen, daß die Unter­
zeichner als Kritiker politi­
scher Disziplinierungsmaß­
nahmen in der BRD für das 
Recht auf wissenschaftliche 
Analysen und Meinungsfrei­
heit in der DDR eintreten. 
Durch diese Verbindung stellt 
sich ein Bezug der deutschen 
Staaten praktisch her, so wie 
andererseits mit der Drohung, 
"nach drüben" zu gehen, 
ebenfalls di~ politische Reali­
tät in der BRD durch eine 
Sichtweise deutscher Einheit 
mitbestimmt wird. Es ist 
also nur konsequent, wenn 
Befürworter eines "demokra­
tischen Sozialismus" in der 
BRD sich für Bahros Kritik 
an der Realität eines "sozialen 
Kontrollsystems" in der DDR 
engagiert einsetzen. 

Bahros Buch "Die Alternative. 
Zur Kritik des real ,existieren­
den Sozialismus" (Kölnl 
Frankfurt a. M.: Europäische 
Verlagsanstalt 1977) ist mehr 
als nur "eine wichtige Quelle 
zum Problem des gegenwärti­
gen Entwicklungsstadiums des 
realen Sozialismus" (worauf 
WOlfgang Abendroth in der 
Zeitschrift "Das Argument", 
Heft 107 - Januar/Februar 
1978, dankenswerterweise hin­
geWiesen hat); es ist eine 
Quelle, an der sich die "Inte-

grität" politischer Positionen 
in der BRD beweist, weil bei­
spielsweise der Kampf gegen 

' "Berufsverbote" in der BRD 
(wobei gemäß Entscheidung 
des Bundesverfassungsge­
richts vom 22. Mai 1975 ja 
schon der Gebrauch dieser 
Begriffsprägung "völlig fehl 
am Platz" ist) nicht über 
"Berufsverbote" und "Auswei­
sungen" in der DDR hinweg­
sehen kann. Wird dies den­
noch getan, wird also der real 
existierende Sozialismus nicht 
kritisiert, dann erwächst dar­
aus "Unglaubwürdigkeit" und 
die Aufspaltung von Meinung 
und Verhalten, derzufolge die 
Kritik an politischer Diszipli­
nierung praktisch folgenlos 
bleibt und zur beliebig-einsei­
tig eingesetzten und somit 
stumpfen Waffe verkümmert. 
Diesbezüglich kann z. B. aus 
der historischen Tradition der 
Lieder kommunistischer Agit­
Prop-Gruppen gelernt wer­
den. Mit Recht ein Refrain: 

nachdem sie zuvor einzeln 
durchsucht worden sind. 
Da der DDR die Einreise der 
Delegation angekündigt wor­
den ist, hat sie offensichtlich 
zum Mi ttel Einreiseverweige­
rung gegriffen, um keine An­
gaben über Bahro machen zu 
müssen. Dies wiegt um so 
schlimmer, als etwa zur glei­
chen Zeit einem Bekannten 
Havemanns, dem Berliner- Se­
natsdirektor Professor Jäckel, 
ebenfalls die Einreise nach 
Ost-Berlin verweigert worden 
ist. 
Die Tatsache, daß die DDR 
freundschaftlichen Kontakt mit 
Havemann unterbricht und kei­
ne Informationsfragen zum 
Schicksal Bahros zuläßt, gibt 
Anlaß zu ernster Besorgnis. 
Gleichzeitig liefert die DDR­
Administration damit einen 
empirischen Beweis für die 
Richtigkeit von Bahros Ana-

Angesichts dieser Angst um 
Bahro und der von der DDR 
inszenierten Beweisführung 
berührt es merkwürdig, wenn 
im Oktober 1977 die "Ber­
trand Russell Peace Founda­
tion" - im Vorfeld des "Rus­
seI-Tribunals" - alle damals 
schon bekannten Probleme 
herunterspielt und an den 
Staatsrats vorsitzenden der 
DDR, W. Stoph, schreibt: "We 
wish to invite a distinguished 
citizen of the German Demo­
cratic Republic, Mr. Rudolf ' 
Bahro, a man of proven inde­
pendence of judgement, to be­
come a member of the Tribu­
nal, but unfortunately he is in 
prison. We do not know how 
long he will remain there, but 
would it be possible for you to 

N ach den Erfahrungen der 
Frankfurter Delegation nach 
Ost-Berlin ist es notwendig, 
von den Behörden der DDR 
weiterhin Auskunft zu verlan­
gen, diese nicht vom Legiti­
mitätsdruck zu entlasten. 
Wichtig ist aber vor allem, 
daß die Initiative Frankfurter 
Wissenschaftler an anderen 
Orten aufgegriffen wird, der 
begründeten Sorge über das 
'Schicksal von Havemann und 
Bahro breiteren Ausdruck zu 
verleihen. 

Am 11. Mai 1978 findet in der 
Aula der Universität, Haupt­
gebäude, um 19.00 Uhr eine 
Veranstaltung statt, auf der 
weitere Informationen gegeben 
werden und auf der nächste 
Schritte diskutiert werden, um 
die Lage der beiden Kritiker an 
dem Entwicklungshemmnis 
kommunistischer Parteien mit 
einer "Herrschaftsform als 
Überstaa tsa ppara t" (Bahro) 
verbessern zu können. E. H. 

"Doch's kommt nichtl auf die 
Schnauze an, 1 ihr müßt auch 
danach leben!" (nachzulesen 
im "Klassenbuch 3", hrsg. von 
H. M. Enzensberger, 1972, S. 
72 ff.). 

Rundschreiben des Kanzlers 
In dieser Konsequenz des of­
fenen Briefes für die Freiheit 
von Havemann und Bahro 
liegt es, daß eine Delegation 
der Unterzeichner am 30. 
März versucht hat, im Ost­
berliner Innenministerium 
vorstellig zu werden, um In­
formationen über Bahro ein­
zuholen. Allerdings haben die 
Delegationsmitglieder ehr. 
Deutschmann, E. Hennig und 
B. Willig,e - als Vertreter der 
JUSO-Hochschulgruppe 
erst gar keine Einreisegeneh­
migung nach Ost-Berlin er­
halten. Ohne Angabe von 
Gründen ist ihnen allen die 
Einreise verweigert worden, 

Der Hessische Kultusminister 
hat, veranlaßt durch eine 
Prüfungsbemerkung des 
Rechnungshofes, gefordert, 
durch Dienstanweisung Rege­
lungen für Arbeitszeit und 
Urlaub der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter aller Fachbereiche 
zu treffen. Der Kanzler nimmt 
die Gelegenheit wahr, zu­
gleich die Vorschriften für 
Arbeitszeit und Urlaub be­
kanntzugeben, die für alle Be­
diensteten mit Ausnahme der 
Hochschullehrer gelten: 
1. Die regelmäßige Arbeitszeit 
beträgt 40 Stunden wöchent­
lich. 

Die tägliche Arbeitszeit er­
streckt sich grundsätzlich von 
7.45 Uhr bis 16.15 Uhr; eine 
30minütige Mittagspause, die 
nicht als Arbeitszeit gilt, ist 
in diesen Zeitraum einge­
schlossen. Bei halbtags Be­
schäftigten (20 Stunden) er­
streckt sich die Arbeitszeit 
von 7.45 Uhr bis 11.45 Uhr. 
Will 'eine Universitätseinrich­
tung aus Zweckmäßigkeits­
gründen auf Dauer von den 
festgesetzten Uhrzeiten ab­
weichen, bedarf dies der Ge­
nehmigung. Eine Genehmi­
gung durch den Kanzler ist 
nicht notwendig, wenn der 

Fulbright -Stipendien 
Die bi-nationale Fulbrigth­
Kommission in Deutschland 
schreibt hiermit Stipendien 
für deutsche Studenten aus, 
die ihr Studium im Studien­
jahr 1979/80 an Hochschulen 
in den Vereinigten Staaten 
von Amerika fortsetzen oder 
ergänzen wollen. 

Die Stipendien decken die 
Reisekosten vom Wohnort in 
Deutschland zum Studienort 
in den USA und zurück sowie 
in der Regel die mit dem 
USA-Aufenthalt in Verbin­
dung stehenden Kosten - wie 
Studiengebühren und Lebens­
unterhalt. Es werden sowohl 
Vollstipendien aus dem Haus­
halt der Kommission vergeben 
als auch Stipendien und Assi­
sten tenstellen an amerikani­
sehen Hochschulen vermittelt; 
daher kann es im Einzelfall 
notwendig sein, Taschengeld 
und ähnliche Ausgaben teil­
weise aus eigenen Mitteln zu 
bestreiten. Innerhalb dieses 
Stipendien programmes besteht 
keine freie Hochschulwahl. 
Die ausgeschriebenen Stipen­
dien sind für Studienzwecke 
bereitgestellt, nicht jedoch 
für eng begrenzte, wissen­
schaftliche Forschungsvorha­
ben. 

Voraussetzung zur Teilnahme: 

a) Deutsche Staatsangehörig­
keit; 

b) Gute englische Sprach­
kenntnisse; 

c) Alter nicht über 35 Jahre; 

d) Reifezeugnis; als dem un­
eingeschränkten ,Reifezeugnis 
gleichwertig kann die Berech­
tigung zum Studium an einer 
Universität (Technischen 
Hochschule) in der Bundesre­
publik einschließlich Berlin 
(West) betrachtet werden; 
e) Studium von mindestens 
vier Hochschulsemestern, da­
von mindestens zwei in der 
Bundesrepublik oder in Berlin 
(West), zum Zeitpunkt der 
Abreise (August 1979); 
f) Bewerber, die nach 1974 
länger als 3-4 Monate in den 
USA gelebt haben, können bei 
der Vergabe eines Fulbright­
Stipendiums 1979/80 in der 
Regel nicht berücksichtigt 
werden. 

Die Bewerbung kann bis zum 
15. Juni 1978 

erfolgen. Die erforderlichen 
Bewerbungsformulare erhal­
ten Studenten über das Aka­
demische Auslandsamt der 
Hochschule, an der sie imma­
trikuliert sind. 

Graduierte (d. h. Bewerber, 
die das ordentliche Studium 
vor oder bis zum 1. Juli 1978 
abgeschlossen haben), können 
im Rahmen des Fulbright­
Programms nicht berücksich­
tigt werden. Verwiesen wird 
für diesen Personenkreis auf 
die Stipendienausschreibungen 
des Deutschen Akademischen 
Austauschdienstes (über das 
Akademische Auslandsamt 
der zuletzt besuchten deut-

sehen Hochschule), die auch 
andere Stipendienmöglichkei­
ten für diesen Personenkreis 
beschreiben. Studenten an 
Kunst- und Musikhochschulen 
wenden sich ebenfalls mit ih­
rer Bewerbung an den Deut­
schen Akademischen Aus­
tauschdienst. Medizinstuden -
ten können kein Fachstudium 
in den USA betreiben. Da für 
die Aufnahme in "Law 
Schools" das Referendarex­
amen bis zum Zeitpunkt der 
Abreise erworben sein muß, 
kommt für Jurastudenten in 
den USA nur ein Studium be­
nachbarter Wissenszweige 
(z. B. Politische Wissenschaft, 
Geschichte, Volkswirtschaft) 
in Frage. 

Die ausgefüllten Bewerbungs­
formulare müssen bis späte­
stens 15. Juni 1978 wieder bei 
den Stellen eingereicht wer­
den, von denen sie ausgegeben 
wurden. N ach einer Voraus­
wahl an den deutschen Hoch­
schulen wird die Fulbright­
Kommission durch ihren Zen­
tralen Auswahlausschuß im 
Einvernehmen mit dem Board 
of Foreign Scholarships in 
Washington eine Auswahl un­
ter den vorgeschlagenen Be­
werbern treffen. 

Das deutsch-amerikanische 
Fulbright-Programm wird von 
beiden beteiligten Regierun -
gen gemeinsam getragen. Die 
Abreise nach den Vereinigten 
Staaten wird in der Regel 
nicht vor dem 1. August 1979 
stattfinden. 

Beginn der regelmäßigen Ar­
beitszeit täglich zwischen 7.00 
Uhr und 9.00 Uhr und das 
Ende der regelmäßigen Ar­
beitszeit zwischen 15.30 Uhr 
und 17.30 Uhr liegen. Abwei­
chungen dieser Art sind anzu­
zeigen. 
Alle Bediensteten müssen 
während der Arbeitszeit an 
der Arbeitsstelle an"vesend 
sein. Sofern es die Arbeit -
bei wissenschaftlichen Mitar­
beitern mit Qualifikationsver­
trag einschließlich der selbst­
bestimmten Forschung - er­
forderlich macht, sich wäh­
rend der Arbeitszeit vom Ar­
beitsplatz zu entfernen, soll 
der Bedienstete hinterlassen, 
wohin er sich begibt und wie 
er dort erreichbar ist. Sonder­
regelungen sind möglich und 
bedürfen der Genehmigung 
des Kanzlers. - Im Falle der 
Entfernung vom Arbeitsplatz 
aus nichtdienstlichen Grün­
den, z. B. Arztbesuch, dringen­
de persönliche Angelegenhei­
ten usw., soll vom geschäfts­
führenden Direktor, wenn 
nicht vorhanden, vom Dekan 
eine Abwesenheitsliste ge~ 
führt werden. 
Die Zuständigkeit für den Be­
reich der Zentralen Verwal­
tung wird gesondert geregelt. 

Anmerkungen: 

a) Bei Abwesenheitslisten 
handelt es sich um vertrauli­
che Personalvorgänge, die je­
doch nicht Bestandteil der 
Personalakten sind. 
b) In begründeten Einzelfäl­
len hat der Personalrat die 
Möglichkeit der Einsichtnah­
me. 
2. Der Urlaub muß von den 
Bediensteten rechtzeitig bei 
den geschäftsführenden Di­
rektoren der Universitätsein­
richtungen oder Dekanen der 
Fachbereiche beantragt wer­
den. Diese entscheiden über 
die Urlaubsanträge und er­
stellen rechtzeitig einen Ur­
laubsplan (s. hierzu Rund­
schreiben des Kanzlers vom 
8. 12. 1976 - Höhe des Ur­
laubsanspruchs) ; sie haben 
Urlaubslisten zu führen. Für 
den Urlaubsantrag gibt es 
amtliche Vordrucke, die über 
die Nebenstelle 32 21 angefor­
dert werden können. 
Soweit der Personalrat zu be­
teiligen ist, wird dies durch 
den Kanzler erfolgen. 
Dieses Rundschreiben wird im 
MUF veröffentlicht. 
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Humangenetische Polikliniken V eninstaltungen :~ 
,~ 

Die in ~arburg am 22. 4. 1978 durchgeführte Arbeitstagung der 
Institute für Humangenetik in Frankfurt und ~arburg wurde 
mit einem Begrüßungswort vom Staatssekretär im Hessischen 
Sozialministerium Dr. Schönhäuser eröffnet, der das Interesse 
der Hessischen Landesregierung an der genetischen Beratung 
darlegte. Es hatten sich hier ~itarbeiter beider Institute in An­
wesenheit der Vertreter des Bundesministeriums für Jugend, 
Familie und Gesundheit (Prof. Dr. Franke) sowie des Kultus­
(D,r. Zickgraf) und des Sozialministeriums (Dr. Traenkner) des 
Landes Hessen versammelt, um einen Rechenschaftsbericht 
über die fünf Jahre genetische Beratung zu geben, während der 
sie als Modelle vom Bonner Ministerium eine finanzielle Förde­
rung erhielten. Diese Unterstützung führte dann an beiden Uni­
versitäten zur Gründung von humangenetischen Polikliniken. 

In Frankfurt, erläuterte Prof. 
Dr. Svejcar, wird die human­
genetische Beratung seit 
Gründung des Instituts für 
Humangenetik praktiziert. Sie 
konnte jedoch erst durch die 
erwähnte Förderung mit der 
Schaffung neuer Stellen einen 
nennenswerten Umfang· errei­
chen. Eine weitere Hilfe kam 
von der Stiftung für das be­
hinderte Kind, die dem Insti­
tut mietfrei Räume für die 
genetische Beratung zur Ver­
fügung stellte. Diese Entwick­
lung führte zur Gründung der 
humangenetischen Poliklinik 
als Bestandteil des bisherigen 
Instituts für Humangenetik. 
Die durch das Bundesministe­
rium eingerichteten Stellen 
wurden vom Fachbereich Hu­
manmedizin übernommen. 

Durch die humangenetische 
Poliklinik in Frankfurt wird 
das südhessische Einzugsgebiet 
mit seinen städtischen Bal­
lungsräumen versorgt. Die 
Humangenetik steht hier mit 
Rat und Hilfe der Ärzteschaft 
in Praxis, Krankenhäusern 
oder Einrichtungen des öf­
fentlichen Gesundheitsdien­
stes zur Verfügung. Neben der 
Bereitschaft, komplizierte Be­
ratungsfälle zu übernehmen, 
stützt sich die Arbeit auf ei-

Kurz notiert 

Buber -Filmprojekt 
Das Didaktische Zentrum und 
Professor-Horst Dieter Schlos­
ser (Fachbereich Neuere Phi­
lologien) laden ein zu einem 
Vortrag von Richard R. Rim­
mel (München) am Mittwoch, 
dem 10. Mai, um 18 Uhr über 
ein Filmproj ekt zu Martin 
Buber. Ort: Hörsaal des 
Sprech wissenschaftlichen Ar­
bei ts bereichs, Senckenbergan­
lage 27, 4. Stock. 

Röntgenuntersuchung 
Die Mitarbeiter der Universi­
tät können an der Röntgenrei­
henuntersuchung für Studie­
rende teilnehmen. Karten für 
die Untersuchung gibt es in 
der Registratur der Verwal­
tung (Telefon 24 52 und 32 37) 
und beim Gesundheitsdienst 
des Studentenwerks, Bocken­
heimer Landstraße 140. Dort 
können sie in der Zeit zwi­
schen 9 und 12 Uhr abgeholt 
werden. , 
Der Röntgenbus steht an der 
Stadt- und Iniversitätsbiblio­
thek. Die Termine sind: 
8. Mai von 14.14 bis 16 Uhr 
und am 9. und 10. Mai von 
8.30 bis 11.45 Uhr und von 13 
bis 16 Uhr. 

Nachzahlung im Juni 

gene Laboratorien. Hierzu be­
richtete ausführlich Frau. Dr. 
Geisler über die Leistungen 
des cytogenetischen Labors. 
Dieses Labor führt diagnosti­
sche Chromosomenanalysen 
im Blut, aber auch im Frucht­
wasser - in letzterem Falle 
als pränatale Diagnostik gene­
tischer Defekte - durch. Frau 
Dr. Grubisic gab- eine Über­
sicht über die klinische Tätig­
keit der 'Poliklinik und Dr. 
Kleinebrecht analysierte in 
seinem Referat die Beratungs­
situation bei der Bedrohung 
der Frucht im Laufe der 
Schwangerschaft durch Medi­
kamente, Drogen, Infektionen, 
Impfungen u . a. 
Die Patientenzahlen der hu­
mangenetischen Poliklinik 
nehmen dauernd zu, zum Teil 
infolge der intensiven Öffent­
lichkeitsarbeit von Prof. Dr. 
Wendt aus Marburg, zum Teil 
durch die feste Einfügung der 
I-iumangenetik in die Ärzte­
ausbildung und mit der Über­
nahme der Kosten für geneti­
sche Leistungen durch die 
Krankenkassen, und nicht zu­
letzt durch den eindrucksvol­
len technischen Fortschritt 
des Fachgebietes. Hier ist vor 
allem die pränatale Diagnose 
des Mongoloidismus zu nen­
nen, insbesondere bei Müt­
tern, die bei Geburt des Kin­
des älter als 38 Jahre waren. 
Hier stehen die genetischen 
Einrichtungen noch vor dem 
brennenden Problem, eine mi­
nimale personelle Besetzung 
für diesen Bedarf zu bekom­
men. Prof. Dr. Svejcar legte 
dar, daß im südhessischen 
Einzugsbereich des Frankfur­
ter Instituts von den 31/4 Mil­
lionen Einwohnern im Jahre 
1976 insgesamt 1122 Mütter 
bei Geburt ihrer Kinder älter 
als 38 Jahre waren. Bei diesen 
Frauen wäre eine vorgeburtli­
che Untersuchung zur Aufdek­
kung des Mongoloidismus 

wünschenswert gewesen. 
Prof. Dr. Wendt aus dem 
Marburger Institut für Hu­
mangenetik ging in seinem 
Referat auf die Kapazitätsfra­
ge der humangenetischen Po­
liklinikep ein. Seiner Meinung 
nach sollten an der Finanzie­
rung der genetischen Polikli­
niken neben den Kultusmini­
sterien wesentlich die für das 
Gesundhei tswesen zuständigen 
Minister beteiligt sein, da es 
sich hier um Vorsorgemedizin 
handelt. Laut den von ihm 
aufgestellten Thesen sind die 
genetische Diagnostik und Be­
ratung ärztliche Tätigkeiten 
im Interesse der Gesundheit 
der heute geborenen Kinder. 
Ziel müsse sein, allen Familien 
alle derzeit möglichen Hilfen 
zur Vermeidung der Geburt 
eines aus genetischen Grün­
den kranken Kindes anzubie­
ten. 
Er betonte aber auch die an­
dere Aufgabe der genetischen 
Beratung, indem er sagte, daß 
sie nicht nur die Geburt eines 
kranken Kindes verhindern, 
sondern zugleich die oft ver­
ständlichen, aber unbegründe­
ten Sorgen um die Gesundheit 
gewünschter Kinder zerstreu­
en soll. Somit wird die geneti­
sche Beratung zu einer Maß­
nahme, mit der die Geburten 
nicht nur gedrosselt, sondern 
im Gegenteil gefördert wer­
den. Genetische Beratung 
kann als wesentlicher Faktor 
der primären Prävention von 
Behinderten den täglichen 
Zustrom behinderter Neuge­
borener mit einer genetischen 
Krankheit wirksam reduzie­
ren. 

Aufgespießt 

Es muß auch davon ausgegan­
gen werden, daß eine Redu­
zierung "im Einvernehmen 
mit dem Großhessischen Kul­
tusminister" nicht erfolgt ist, 
da ... 

* Aus dem Beschluß des Ver­
waltungsgerichts I Frankfurt 
über die Zulassung zum Stu­
dium der Humanmedizin -
ein typischer Fall für die 
Schwierigkeiten, unmißver­
ständliche Schreibanweisun­
gen auf dem Diktiergerät zu 
geben. 

Montag, 8. Ma'i 
Johannes Kunisch, 
Köln: 
Staatsverfassung und Kriegs­
politik im Zeitalter des 
monarchischen Absolutismus. 
Zur TYllOlogie militärischer 
Konflikte im 17. und 18. Jahr­
hundert. 
19.30 Uhr, Raum 418, 
im Juridicum 
Veranstaltung im Rahmen der 
"rechtsgeschichtlichen Abend­
gespräche" 

* Gerade Du brauchst Jesus! 
(mit Vortrag und Film) 
19.30 Uhr, Festsaal im 
Studentenhaus 

Dienstag, 9. Ma'i 
George Pollak: 
Neuronal mechanismus for 
echoranging in Bats: a single 
unit analysis of the Inferior 
Colliculus 
17.15 Uhr, Kleiner Hörsaal, 
Siesmayerstraße 70 
Veranstaltung im Rahmen des 
"Zoologischen Haus­
kolloquiums" 

* F. Vögtle, Bonn: 
Hydrophile und lipophile 
Molekülhohlräume - Synthese, 
Selektivität und Anwendung 
neuer Kronenethersysteme 
17.30 Uhr, Seminarraum 201, 
Chemie-Mehrzweckgebäude 
Niederrad, Sandhofstraße 
Veranstaltung im Rahmen des 
"Chemischen Kolloquiums 
Niederrad" 

M'ittwoch, 10. Mai 
R. Grießhaber: 
~athematische Probleme 
des Luftverkehrs 
16 Uhr, Robert-Mayer-Str. 10, 
Raum 711 
Veranstaltung im Rahmen des 
"B erufspraxiskolloq ui ums" 

* Film: Die Verrohung 
des Franz Blum 
von Reinhard Rauff 
(BRD 1973) 
(Filmreihe Strafvollzug) 
19 Uhr, Alfred-Delp-Haus, 
Beethovenstraße 28 
Veranstalter: Katholische 
Studentengemeinde 

Donnerstag, 11. Mai 
F I 0 r i a n V a ß e n, 
Hannover: 
Frühe deutsche Arbeiter-

Di-e Löhne und Vergütungen 
sind bei den Tarifverhandlun­
gen um 4,5 Prozent erhöht 
worden. Die neuen Sätze gel­
ten rückwirkend ab 1. März 
1978. Sie werden erstmals mit 
der Zahlung für den Monat 
Juni berechnet. Im Juni wird 
auch die Nachzahlung für die 
J,Vfonate März bis Mai vorge­
nommen. 

Im Rahmen einer 14tägigen Reise durch die Bundesrepublik besuchten am 25. April sechs Hoch­
schulrektoren aus Portugal die Universität Frankfurt. Dabei diskutierten sie intensiv mit den Frank­
furter Vizepräsidenten, Prof. Dr. Ulrich Loewenheim und Prof. Dr. Christian Winter, über die Struk­
tur der Universität, über Zulassungsfragen, über die Numerus-clausus-Problematik und über Be­
rufungsvoraussetzungen für Professoren. Die Gruppe war auf Vorschlag der Westdeutschen Rek­
torenkonferenz eingeladen worden. Sie erhoffte sich, ' damit die Anbahnung enger wissenschaft­
licher Kontakte zwischen den Hochschulen Portugals und der Bundesrepublik Deutschland zu 
fördern und zugleich den Gästen Anregungen zur weiteren Entwicklung des Hochschulwesens in 
Portugal zu geben. Foto: Heisig 

literatur (1849 - 1890) 
16.30 Uhr, Institut für deut­
sche Sprache und Literatur II, 
Gräfstraße 76 
Veranstalter: 
Prof. Dr. Walter Raitz 

* Solidaritätsveranstaltung 
für Rudolf Bahro 
u. a. mit Freimut Duve, Tho­
mas Kosta (EVA), Jürgen 
Mainz, Jacob Moneta, Prof. 
Eike Hennig (FB 3), Dr. Chri­
stof Deutschmann (IfS), Birgit 
Willige (Juso-Hochschul­
gruppe) 
19 Uhr, Aula der Universität 
Veranstalter: Initiative Frank­
furter Wissenschaftler 
"Freiheit für Bahro" 

Freitag, 12. Mai 
V 0 I k e r M. S t r 0 c k a , 
Berlin: 
Zur Datierung der Celsus­
Bibliothek in Ephesos und des 
~ar kttores von Milet 
17.15 Uhr, Gräfstraße 76, 
Raum 801 
Veranstaltung im Rahmen des 
Kolloquiums "Neue Funde 
und Forschungen" 

* 
A. P res tel, Konstanz: 
Zum Isotropieproblem 
quadratischer Formen 
17.30 Uhr, Kolloquiums- . 
raum 711 des Mathematischen 
Seminars, Robert-Mayer­
Straße 10 
Veranstalter: 
Die Dozenten der Mathematik 

Dienstag, 16. Mai 
N. R ehne r: 
Zur Orientierung einer Jagd­
spinne beim Beutefang 
17.15 Uhr, Kleiner Hörsaal, 
Siesmayerstraße 70 
Veranstal tung im Rahmen des 
"Zoologischen Haus­
kolloquiums" 

Exkursionsm'ittel 
reichen nicht aus 

Die Exkursionsmittel der Uni­
versität Frankfurt sind so un­
zureichend (1978 265000 
DM), daß in manchen Fachbe­
reichen Pflich tveranstaltun­
gen reduziert werden müssen. 
So müssen in diesem Jahr 
z. B. für die Studenten der 
Geologie-Paläontologie Warte­
listen eingeführt werden, was 
zur Verlängerung der Stu­
dienzeit führen kann. Ein Mi­
nimum der notwendigen Ver­
anstaltungen konnte bisher 
nur deshalb angeboten wer­
den, weil die Studenten auf 
die ihnen rechtlich zustehen­
den Tageszuschüsse verzichtet 
haben. 

Der Ständige Ausschuß I für 
Lehr- und Studienangelegen­
heiten hat deshalb auf seiner 
Sitzung am 20. April in einem 
Beschluß festgestellt, daß "die 
Universität Frankfurt aus fi­
nanziellen Gründen zur Zeit 
ihren Lehrverpflichtungen 
dort nicht mehr nachkommen 
kann, wo Exkursionen und 
Geländeveranstal tungen 
Pflicht- und Wahlpflichtver­
anstaltungen im Lehrangebot 
sind". Der Ausschuß fordert 

. deshalb eine erhebliche Anhe­
bung des Titels für Exkur­
sionsmittel um mindestens 
100000 DM. Einen entspre­
chenden Beschluß hatte zuvor 
schon der Ständige Ausschuß 
III für Haushaltsangelegen­
heiten auf seiner Sitzung am 
13. April gefaßt. 
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